
 

 

 

 
         Potsdam, den 11.08.2022 
 

B I L A N Z 
 
der Stadtverordneten Antonia Heigl, Uwe Rühling, Angela Rößler, Liane Enderlein,  
Heiderose Gerber und Monique Tinney 
 
anlässlich der Rotation in der Fraktion DIE aNDERE zum 01.09.2022 
 
 

 
 
Vor etwa einem Jahr übernahmen wir im Rahmen der turnusgemäßen Rotation in der Fraktion DIE 
aNDERE unsere Mandate in der Stadtverordnetenversammlung. Unsere Arbeit war noch durch die 
Pandemiebedingungen eingeschränkt. Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung fanden 
teilweise in verkürzter Form statt. Viele Fachausschüsse arbeiteten ohne lebhafte Debatten in 
Videokonferenzen die Tagesordnung ab. Natürlich fehlten auch Aktionen vor Ort und 
Gelegenheiten zum direkten persönlichen Austausch. Dennoch fielen einige wichtige 
stadtpolitische Debatten in unsere Amtszeit: 
 



 

 

 
 
Stadtentwicklung 
 
Auch 2021/22 wurden die Planungen für den neuen Stadtteil in Krampnitz fortgesetzt. Nachdem 
die Stadtspitze und die Rathauskooperation sich immer weiter von dem ursprünglichen Ziel eines 
klimaneutralen und sozial ausgewogenen Stadtteils verabschiedeten, beantragte unsere Fraktion, 
die Planungen erst fortzusetzen, wenn diese Entwicklungsziele (Ausbau für 10.000 
Einwohner:innen, Anteil von 25% Sozialwohnungen auch in der 1. Ausbauphase, Realisierung der 
Tramverlängerung) planungsrechtlich und finanziell gesichert sind. Dieser Antrag wurde leider 
abgelehnt (21/SVV/0436). Damit ist die generelle Unterstützung der Entwicklungsmaßnahme 
durch unsere Fraktion nicht mehr gegeben. DIE aNDERE konnte immerhin einige Zugeständnisse 
bei der Errichtung mietpreisgedämpfter Wohnungen durchsetzen (22/SVV/0034). Trotz unserer 
skeptischen Grundhaltung zur weiteren Entwicklung des Stadtteils haben wir mit unseren Stimmen 
auch die Mehrheit für die Vorzugsvariante der Tramverlängerung nach Krampnitz gesichert. 
 
Die Stadt Potsdam hatte das Grundstück der ehemaligen Garnisonkirche kostenlos an die 
Stiftung Garnisonkirche übertragen, damit diese dort Turm und Kirchenschiff aus Spendengeldern 
errichten kann. Unsere Fraktion hat sich von Anfang an gegen Pläne des Oberbürgermeisters 
positioniert, nun Grundstücksteile von der Stiftung zurück zu pachten, um dort Plenarsaal, 
Potsdam Museum und allerlei mehr unterzubringen. Wir fordern stattdessen Erhalt und Sanierung 
des Rechenzentrums als Kulturstandort und eine Rückgabe zumindest der Grundstücksteile, die 
nicht für die Turmbaustelle benötigt werden. Entsprechende Änderungsanträge unserer Fraktion 
zum Vorschlag des Oberbürgermeisters für ein Forum an der Plantage (22/SVV/0071) wurden 
aber zunächst abgelehnt. Wenig später offenbarte ein Prüfbericht des Bundesrechnungshofes die 
desolate Finanzlage der Stiftung. 
 
Das Zünglein an der Waage spielte die Fraktion DIE aNDERE bei der Entscheidung über die 
weitere Nutzung der Biosphäre als Tropenhalle (22/SVV/0066). Nach der Grundsatzentscheidung 
über den Erhalt und die Sanierung der Halle werden wir uns dafür einsetzen, dass dort ein Ort für 
Umweltbildung, Kultur und Gastronomie entsteht. 
 
In den Ausschussberatungen setzte sich unsere Fraktion gegen Bauprojekte auf dem RAW-
Gelände und in der Medienstadt ein, weil die massive Bodenverwertung in diesen Bereichen an 
den Bedürfnissen der Stadt vorbeigeht und zu sozialer Verdrängung, zusätzlicher 
Verkehrsbelastung und einer Entgrünung und Verdichtung führt. 
 
 
Bildung 
 
Auch in unserer Mandatsperiode nahm die Bildungspolitik einen großen Raum ein. Insbesondere 
die drohende Auflösung des Oberstufenzentrums Technik (OSZ I) war in der SVV sehr umstritten. 
DIE aNDERE positionierte sich für den Erhalt des OSZ I und den Erhalt aller Ausbildungsangebote 
in Potsdam. Mit unserem Antrag 21/SVV/1205 „Stärkung der beruflichen Bildung in Potsdam“  
 
 



 

 

 
 
 
setzen wir uns für die Schaffung eines beruflichen Gymnasiums in Potsdam ein. Der Antrag ist 
noch zurückgestellt bis die räumlichen Bedarfe und Anwahlzahlen an den OSZ-Standorten im 
Potsdamer Stadtgebiet geklärt sind.  
 
Bereits im Umsetzung befinden sich Forderungen, die auf Antrag der Fraktion DIE aNDERE in den 
Schulentwicklungsplan aufgenommen wurden. So werden derzeit die Planungen für den 
Schulstandort Pappelallee vorbereitet. Dabei sind auch Räumlichkeiten für die Stadtteilarbeit 
und außerhalb der Schulzeiten eine Zugänglichkeit der Außensportanlagen für den 
unorganisierten Breitensport vorgesehen. 
 
 
Soziales, Gesundheit, Inklusion 
 
Im Bereich der sozialen Leistungen konnte DIE aNDERE in den letzten Monaten einige 
bemerkenswerte Erfolge verbuchen. 
 
Mit einem auf Anregung der Inklusionsinitiative des SV Babelsberg 03 durch unsere Fraktion 
initiierten gemeinsamen Antrag der Rathauskoalition, der aNDEREN und der PARTEI setzten wir 
die kostenlose Bereitstellung von Periodenprodukten in öffentlichen Gebäuden durch. Der 
Kommunale Immobilienservice hat den Antrag bereits umgesetzt und in mehr als 20 städtischen 
Gebäuden bereits Spender angebracht und befüllt. 
 
Außerdem wurde unser Antrag beschlossen, die kommunale Kostenübernahme für 
Verhütungsmittel (22/SVV/0124) zu implementieren. Die Verwaltung wurde beauftragt, dafür ein 
geeignetes Modell zu prüfen. 
 
Eine Mehrheit fand die abgeschwächte Variante unseres Antrages (21/SVV/0963), die Mittel für die 
PLuS-Projekte zu erhöhen, die Schulen und Träger der Jugendhilfe gemeinsam durchführen. 
Diese Mittel sind trotz einer stark gewachsenen Zahl an Schüler:innen und Schulen und trotz des 
durch die Pandemie entstandenen zusätzlichen Bedarfes leider seit vielen Jahren nicht erhöht 
worden. 
 
Auf Antrag unserer Fraktion in den Haushaltberatungen wurde der Zuschuss für die AIDS-Hilfe 
Potsdam um 15.000 Euro erhöht. Damit soll die AIDS-Hilfe gerade in Pandemie-Zeiten unterstützt 
werden, weil viele Veranstaltungen ausfielen, bei denen Eigenmittel eingeworben werden könnten. 
 
Offen ist noch die Abstimmung über unseren Antrag, die Versicherungskosten der ProPotsdam 
durch das Rechnungsprüfungsamt prüfen zu lassen (22/SVV/0001). Klar ist aber bereits, dass die 
Prüfung aus rechtlichen Gründen auf die Ausschreibung und mögliche Doppelversicherungen 
geförderter Vereine beschränkt bleiben muss. 
 
 
 



 

 

 
 
 
Eigentlich sollte die Umsetzung der "Mindeststandards zum Schutz vor Gewalt in 
Gemeinschaftsunterkünften für Geflüchtete" bereits Ende 2018 geprüft werden. DIE aNDERE 
erinnerte im Jahr 2022 nun mit einem Antrag (22/SVV/0126) an die zugesagte Evaluierung. Da die 
Fachverwaltung gerade jetzt, wo eine Einhaltung der Standards besonders wichtig wäre, sich 
außerstande sieht, dies zu prüfen und sicherzustellen, wurde die Evaluierung erst für Januar 2023 
beschlossen. 
 
Eine lange Vorgeschichte hat auch unser Antrag 21/SVV/1047 Arbeitsplätze für 
schwerbehinderte Menschen in den städtischen Betrieben. Nachdem unsere Fraktion erfuhr, 
dass die ProPotsdam die gesetzlich vorgeschriebene Quote von schwerbehinderten 
Beschäftigten nicht erfüllt, stellten wir eine Kleine Anfrage zur Einhaltung dieser Quoten in den 
anderen städtischen Betrieben. Der Oberbürgermeister verweigerte die Auskunft. Daher 
beantragten wir eben, den OB zur Bereitstellung dieser Daten zu verpflichten. Diesen Antrag 
unterstützte dann auch der Oberbürgermeister und er wurde mit großer Mehrheit beschlossen. Die 
folgende Berichterstattung durch die engagierte Behindertenbeauftragte der Stadt ergab 
schließlich, dass in fast allen städtischen Betrieben der vorgeschriebene Anteil von Beschäftigten 
mit Schwerbehinderungen nicht erfüllt wird.  
 
Bereits drei Jahre beschäftigen sich Stadtverordneten unserer Fraktion damit, die Verwaltung zur 
Umsetzung des SVV-Beschlusses 19/SVV/1141 zu motivieren. Am 11.11.2019 beauftragte die 
Stadtverordnetenversammlung den Oberbürgermeister auf Antrag der aNDEREN und der PARTEI, 
auf der Homepage der Landeshauptstadt Potsdam eine Liste der Potsdamer Arztpraxen, die 
Schwangerschaftsabbrüche durchführen, zu veröffentlichen. Seitdem haben wir mehrere Kleine 
Anfragen zum Sachstand der Umsetzung eingereicht. 
 
Die durch unsere Fraktion angeregte Einrichtung einer Koordinierungsstelle gegen Gewalt an 
Frauen, sexualisierte Gewalt und Stalking (21/SVV/0393) geht leider seit Monaten kaum voran. 
 
Abgelehnt wurde auch unser Antrag, Abwasseranalysen zur Erforschung des Drogenkonsums 
durchzuführen (21/SVV/0455). 
 
 
Ökologie, Klimaschutz und Verkehr 
 
Bereits 2019 hatte DIE aNDERE die Erarbeitung einer Lichtschutzsatzung beantragt 
(19/SVV/1192), um unnötige Lichtverschmutzung zu reduzieren und damit Insekten und Vögel zu 
schützen. Letztlich wurde der Vorstoß aber nur zu einer Leitlinie abgeschwächt. Diese wurde nun 
von der Stadtverwaltung aber vorgelegt und durch die SVV beschlossen. 
 
Unser Antrag zur Erhöhung der Radwegsicherheit in der Kurfürstenstraße (22/SVV/0121) ist 
aus unverständlichen Gründen bis heute zurückgestellt, obwohl die Fachverwaltung bestätigt hat, 
dass das Ein- und Ausparken über den Radweg immer wieder zu Unfallgefahren führt. 
 



 

 

 
 
 
Nachdem unsere Vorgängerfraktion eine Untersuchung durchsetzte, auf welchen städtischen 
Grundstücken Zisternen gebaut werden können (21/SVV/0038), hat der KIS nun eine Auflistung 
der Standorte mit den dort auffangbaren Wassermengen erstellt (21/SVV/1225). 
 
Einen großen klimapolitischen Erfolg erreichte unsere Fraktion beim Schulstandort Waldstadt-
Süd. Dort werden die Planungen so geändert, dass keine Großspielfelder im 
Landschaftsschutzgebiet gebaut werden. Dadurch können mehr als vier Hektar Wald erhalten 
werden. DIE aNDERE hatte von Anfang an für einen Bau der dringend benötigten Sportplätze an 
der Kulturbodendeponie gekämpft. 
 
Seit 2021 wird der Stadtkanal nicht mehr für den Kanalsprint genutzt. DIE aNDERE hatte mit dem 
Antrag 19/SVV1079 erreicht, dass für Wassersportveranstaltungen im Stadtkanal ab 2021 kein 
Trinkwasser mehr genutzt wird. Im September 2022 wird das Kanusprint-Event nun erstmals in der 
Alten Fahrt stattfinden. 
 
 
Kultur 
 
Auch 2021/22 konnte unsere Fraktion einige kulturpolitische Akzente setzen – vor allem im Bereich 
der Erinnerungskultur. 
 
Mehr als 20 Jahre dauerte der Streit um die Ehrenbürgerschaft Paul von Hindenburgs an. 2021 
war es nun endlich so weit: Auf Antrag der Fraktion DIE aNDERE wurde Hindenburg die 
Ehrenbürgerschaft ohne Gegenstimme posthum aberkannt.  
 
Im Kulturausschuss wurde eine gemeinsame Initiative der Geschichtswerkstatt Rotes Nowawes, 
der VVN-BdA, der Prussian Fat Cats, des SV Babelsberg 03, des SV Concordia Nowawes 06 und 
des Autonomen Frauenzentrums vorgestellt. Das von uns unterstützte Bündnis forderte die 
Umbenennung der Emil-Jannings-Straße und der Heinrich-George-Straße und schlug statt der 
NS-Staatsschauspieler die Nowaweser Antifaschistin und Kinderbuchautorin Martha Ludwig als 
neue Namensgeberin vor. Letztlich kam der Ausschuss überein, die Straßen umzubenennen. 
Allerdings entschied er sich bei der Neubenennung für einen Frauennamen mit stärkerem 
Filmbezug: Lotte Loebinger. Die Verwaltung wurde parallel beauftragt, einen Platz für die 
Benennung nach Martha Ludwig vorzuschlagen. Aus den erarbeiteten Vorschlägen, wählte der 
Kulturausschuss inzwischen den namenlosen Platz Glasmeisterstraße/ Ecke Rudolf-Breitscheid-
Straße aus. Die Umbenennungen müssen formal noch in der Stadtverordnetenversammlung 
beschlossen werden. 
 
Mit großer Mehrheit beauftragte die Stadtverordnetenversammlung auf unseren Antrag 
(21/SVV/1233) die Stadtverwaltung, einen offenen zweistufigen Kunstwettbewerb auszuloben, um 
das Glockenspiel künstlerisch zu kommentieren und dabei seine ästhetischen und historischen 
Aspekte zu kontextualisieren.  
 



 

 

 
 
 
Der Antrag unserer Fraktion, die Mietverträge im Rechenzentrum mindestens zwei Jahre zu 
verlängern (22/SVV/0142), wurde in einen Prüfauftrag abgeschwächt. Leider liegt bis heute kein 
schriftliches Prüfergebnis zu den rechtlichen und brandschutztechnischen Voraussetzungen für die 
Vertragsverlängerung vor. Stattdessen will der Oberbürgermeister nun die Garnisonkirchenstiftung 
um deren Zustimmung zur Verlängerung der Mietverträge fragen – obwohl diese Zustimmung nur 
verweigert werden darf, wenn der Bau des Kirchenschiffes unmittelbar bevorsteht.  
 
Eine breite Zustimmung im Kulturausschuss fand auch unser Antrag „Erinnerungsorte der 
Kolonialgeschichte“ (22/SVV/0305). Wenn die SVV diesem Votum folgt, wird der 
Oberbürgermeister beauftragt, unter Einbeziehung wissenschaftlicher Einrichtungen und 
antirassistischer Initiativen zu prüfen, welche der Potsdamer Straßen, Plätze und Einrichtungen 
Namen tragen, die im Zusammenhang mit der deutschen Kolonialgeschichte stehen und welche 
Orte in der Stadt besonders geeignet sind, um dort Lern- und Erinnerungsorte zu etablieren und 
über die Kolonialgeschichte zu informieren.  
 
 
Demokratie und Grundrechte 
 
Einmal mehr setzen wir uns dafür ein, dass fraktionslose Stadtverordnete gleiche 
Informationsrechte wie die Fraktionen der SVV erhalten. Bis heute werden Einladungen und 
Protokolle mancher Gremien und Arbeitsgruppen oft nur an die Fraktionen weitergeleitet. Unser 
Antrag (21/SVV/0964) wurde allerdings erneut abgelehnt. 
 
Nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine setzte sich DIE aNDERE in einem Antrag, der von 
LINKE und PARTEI mitgezeichnet war, dafür ein, dass sich die Landeshauptstadt Potsdam für die 
Aufnahme von Deserteuren und Kriegsdienstverweigerern einsetzt. Der Oberbürgermeister 
sollte beauftragt werden, sich an die deutschen Auslandsvertretungen zu wenden und für diesen 
Personenkreis die Bereitschaft zu Aufnahme und Kostenübernahme zu erklären. Die 
Stadtverordnetenversammlung, die wenige Wochen zuvor noch einmütig eine Erklärung gegen 
den Überfall Russlands auf die Ukraine beschlossen hatte, erklärte sich nun einfach mit 
Mehrheitsbeschluss für unzuständig.  


